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oder begeht der Täter eine solche Straftat, obwohl er wegen 
einer gleichen Handlung bestraft oder wegen einer anderen 
Handlung mit einer Strafe mit Freiheitsentzug bestraft ist, 
kann auf Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr erkannt werden.

§44
Strafverschärfung bei Rückfallstraftaten

(1) Wer wegen vorsätzlicher Vergehen bereits zweimal mit 
Freiheitsstrafe oder Arbeitserziehung oder wegen eines Ver­
brechens bestraft ist, wird, wenn er erneut eine vorsätzliche 
Straftat begeht, mit* Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 
fünf Jahren bestraft, soweit für diese Tat auch Freiheitsstrafe 
angedroht ist und das verletzte Gesetz keine höheren Strafen 
vorsieht.

(2) Wer bereits wegen Verbrechens gegen die Persönlichkeit, 
Jugend und Familie, das sozialistische, persönliche oder pri­
vate Eigentum, die Volkswirtschaft, die allgemeine Sicherheit 
oder die staatliche Ordnung bestraft ist, wird, wenn er erneut 
ein derartiges Verbrechen begeht, mit Freiheitsstrafe nicht 
unter drei Jahren bestraft, soweit das verletzte Gesetz keine 
höhere Mindeststrafe vorsieht.

§45

Strafaussetzung auf Bewährung

(1) Das Gericht setzt den Vollzug einer zeitigen Freiheits­
strafe unter Auferlegung einer Bewährungszeit von einem 
Jahr bis zu fünf Jahren mit dem Ziel des Straferlasses aus, 
wenn unter Berücksichtigung der Umstände der Straftat, der 
Persönlichkeit des Verurteilten sowie seiner positiven Ent­
wicklung, insbesondere seiner Disziplin und seiner Arbeits­
leistungen, der Zweck der Freiheitsstrafe erreicht ist.

(2) Kollektive der Werktätigen können die Bürgschaft für 
Verurteilte übernehmen. Sie haben das Recht, dem Gericht 
vorzuschlagen, den Vollzug einer erkannten Freiheitsstrafe 
bedingt auszusetzen und die Verpflichtung zu übernehmen, 
die weitere Erziehung des Verurteilten zu gewährleisten. Aus­
nahmsweise können auch einzelne, zur Erziehung des Verur­
teilten befähigte und geeignete Bürger die Bürgschaft über­
nehmen.

(3) Zur Erhöhung der erzieherischen Wirkung der Strafaus­
setzung auf Bewährung kann das Gericht für eine bestimmte, 
die Bewährungszeit nicht übersteigende Dauer den Verurteil­
ten verpflichten,

1. einen ihm zuzuweisenden Arbeitsplatz nicht zu wechseln 
und besonders in seiner Arbeit zu zeigen, daß er richtige 
Lehren aus seiner Tat und seiner Verurteilung gezogen hat 
(§ 34 gilt entsprechend);

2. den durch die Straftat angerichteten materiellen Schaden 
wiedergutzumachen;

3. sein Arbeitseinkommen und andere Einkünfte für Auf­
wendungen der Familie und Unterhaltsverpflichtungen 
sowie für weitere materielle Verpflichtungen zu verwen­
den und den dafür erteilten Auflagen gewissenhaft nach­
zukommen;

4. sich in bestimmten Orten oder Gebieten der Deutschen 
Demokratischen Republik nicht aufzuhalten sowie be­
stimmte Örtlichkeiten nicht zu besuchen und den für 
seinen Aufenthalt von den staatlichen Organen erteilten 
Auflagen strikt nachzukommen (§§ 51, 52 Absätze 1 und 2 
gelten entsprechend);

5. den Umgang mit bestimmten Personen zu unterlassen;

6. unbezahlte gemeinnützige Arbeit in der Freizeit bis zur 
Dauer von zehn Arbeitstagen zu verrichten;

7. sich einer fachärztlichen Behandlung zu unterziehen, so­
weit es zur Verhütung weiterer Rechtsverletzungen not­
wendig ist;

8. in bestimmten Abständen dem Gericht,'dem Leiter oder 
dem Kollektiv über die Erfüllung der ihm mit der Straf­
aussetzung auf Bewährung auf erlegten Pflichten zu be­
richten.

(4) Es kann ferner ein Kollektiv der Werktätigen mit dessen 
Einverständnis beauftragen, dem Verurteilten bei der Wieder­
eingliederung in das gesellschaftliche Leben, insbesondere in 
das Arbeitsleben, und in seinem Bemühen um ein gesellschaft­
lich verantwortungsbewußtes Verhalten zu helfen und erzie­
herisch auf ihn einzuwirken.

(5) Die Strafaussetzung auf Bewährung ist zu widerrufen, 
wenn der Verurteilte während der Bewährungszeit eine vor­
sätzliche Straftat begeht, für die eine Strafe mit Freiheitsent­
zug ausgesprochen wird.

(6) Die Strafaussetzung auf Bewährung kann widerrufen 
werden, wenn der Verurteilte während der Bewährungszeit 
durch undiszipliniertes Verhalten zum Ausdruck bringt, daß 
er keine Lehren aus der Verurteilung und dem bisherigen 
Strafvollzug gezogen hat, insbesondere wenn er
1. wegen einer fahrlässigen Straftat oder zu einer Geld­

strafe verurteilt wird;
2. den Verpflichtungen des Absatzes 3 vorsätzlich zuwider­

handelt;
3. sich der erzieherischen Einwirkung des Kollektivs gemäß 

Absatz 4 entzieht.
(7) Für die Aussetzung von Arbeitserziehung gelten diese 

Bestimmungen entsprechend.

§46
Pflichten und Rechte der Betriebe, staatlichen Organe, 

Genossenschaften und gesellschaftlichen Organisationen 
bei der Wiedereingliederung

(1) Die Leiter der Betriebe, der staatlichen Organe und Ein­
richtungen, die Vorstände der Genossenschaften und die Lei­
tungen der gesellschaftlichen Organisationen haben bei der 
Wiedereingliederung solcher Bürger, die zu Strafen mit Frei­
heitsentzug verurteilt wurden und in ihrem Bereich gearbeitet 
und gelebt haben oder künftig arbeiten und leben werden, 
besondere Unterstützung zu leisten.

(2) Bei Verletzung der mit der Strafaussetzung auf Bewäh­
rung auferlegten Pflichten ist § 32 Absatz 2 entsprechend anzu­
wenden.

Maßnahmen zur Wiedereingliederung

§47
(1) Erweist sich bei der Straftat eines bereits mit Freiheits­

entzug bestraften Täters, daß die erneute Straftat wesentlich 
durch seine Disziplinlosigkeit bei der Wiedereingliederung in 
das gesellschaftliche Leben begünstigt wurde, legt das Gericht 
im Urteil fest, daß es vor der Entlassung die Notwendigkeit 
besonderer Maßnahmen zur gesellschaftlichen Wiedereinglie­
derung des Verurteilten prüfen wird.

(2) Hält das Gericht bei der Überprüfung der Sache solche 
Maßnahmen für notwendig, kann es

1. ein Kollektiv der Werktätigen mit dessen Einverständnis 
beauftragen, dem Verurteilten bei der Wiedereingliede­
rung in das gesellschaftliche Leben, insbesondere in das 
Arbeitsleben, und in seinem Bemühen um ein gesell­
schaftlich verantwortungsbewußtes Verhalten zu helfen 
und erzieherisch auf ihn einzuwirken;

2. den Verurteilten verpflichten, einen ihm zuzuweisenden 
Arbeitsplatz nicht zu wechseln und besonders in seiner 
Arbeit zu zeigen, daß er die richtigen Lehren aus seiner 
Bestrafung gezogen hat (§ 34 Absatz 2 gilt entsprechend);

3. den Verurteilten verpflichten, sich in bestimmten Orten 
oder Gebieten der Deutschen Demokratischen Republik


